Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2218 


Der Bundesminister Bonn, den 24. Mai 1971 

für Jugend, Familie und Gesundheit 

J 7-3120-472/502/354- 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Förderung des Sozialdemokratischen Hochschulbundes 
(SHB), des Liberalen Studentenbundes Deutschlands 
(LSD) und des Verbandes Deutscher Studentenschaften 
(VDS) aus Bundesmitteln, insbesondere aus Mitteln des 
Bundesjugendplans 

Bezug: Große Anfrage der Abgeordneten Rollmann, Wohlrabe, 
Dr. Marx (Kaiserslautern) und der Fraktion der 
CDU/CSU 

- Drucksache VI/2018 - 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Große Anfrage 
wie folgt: 

Vorbemerkung 

Die Bundesregierung hält, ebenso wie ihre Vorgängerinnen, 
eine Förderung von Studentenverbänden aus öffentlichen Mit- 
teln für erforderlich. Sie stützt sich dabei auf § 9 Jugendwohl- 
fahrtsgesetz, der öffentliche Förderung für diejenigen Träger der 
Jugendhilfe ermöglicht, die die „Gewähr für eine den Zielen 
des Grundgesetzes förderliche Arbeit" geben. In den Richtlinien 
des Bundesjugendplans vom 3. November 1970 heißt es zur 
näheren Erläuterung, daß eine den Zielen des Grundgesetzes 
förderliche Arbeit die Bejahung der freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung und der parlamentarisch-repräsentativen Wil- 
lensbildung verlangt. 

Eine offen geführte Auseinandersetzung über Grundfragen 
unserer demokratischen Ordnung trägt dazu bei, diese Grund- 
ordnung im Bewußtsein der jungen Generation zu verankern. 
Die Förderung kann nicht davon abhängig gemacht werden, wie 
eine politische Partei die Grenze zu einzelnen Studentenverbän- 
den zieht oder welche Koalitionen ein Studentenverband im 
hochschulpolitischen Raum eingeht. Beide Fragen sind zwar zur 
Beurteilung der politischen Einstellung bedeutsam, können aber 
allein nicht ausschlaggebend für die finanzielle Förderung sein. 

Studentische Verbände werden seit 1951 aus Mitteln des Bun- 
desjugendplanes gefördert. Die Zuwendungen erhöhten sich im 
Laufe der Jahre entsprechend der Erhöhung der Bundesjugend- 
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planmittel und gemessen an den Aktivitäten im Bereich der 
außerschulischen Jugendbildung (Tabelle 1). 

Seit 1963 werden die studentischen Verbände im Zentralstellen- 
verfahren gefördert. Die Studentische Zentralstelle für den Bun- 
desjugendplan — seit 1967 ein eingetragener Verein — erarbeitet 
einen dem Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesund- 
heit vorzulegenden Verteilungsschlüssel, prüft die Anträge und 
faßt sie zu Sammelanträgen zusammen. Dem vorgeschlagenen 
Verteilungsschlüssel wurde im Rahmen der vorhandenen Mittel 
regelmäßig entsprochen, wenn man von der Einstellung der 
Förderung des SDS und des VDS absieht. 

Zur Zeit werden über die Studentische Zentralstelle für den 
Bundesjugendplan ca. 30 studentische Verbände der verschie- 
densten Art gefördert, nämlich die im Deutschen Bundesstuden- 
tenring (DBStR) zusammengeschlossenen Studentenschaften, die 
konfessionell orientierten Verbände, die der Arbeitsgemein- 
schaft politischer Studentenverbände (APS) angehörenden Ver- 
bände, die im Convent Deutscher Korporationen (CDK) vertre- 
tenen Verbände und sonstige Studentenverbände (Tabellen 2 
und 3). 


Tabelle 1 

Haushaltsansätze für das Bundesjugendplan-Programm „Studentenverbände" 

1951 1952 1955 1960 1964 1965 1966 1967 | 1968 1969 1970 1971 

1) 240 500 375 000 435 000 595 000 625 000 635 000 700 000 860 000 | 940 000 1 090 000 ; 1 190 000 


4 noch kein eigener Ansatz für Studentenverbände 


Tabelle 2 

Übersicht über die Zuwendung aus dem Bundesjugendplan 
an die studentischen Gruppierungen 



DBStR 

konf. 

Verbände 

APS 

CDK 

Sonstige 

1966 

154 800 

287 200 

201 800 

34 400 

63 100 

1967 

192 600 

326 400 

195 300 

21 700 

71 600 

1968 

216 500 

330 600 

213 900 

30 200 

88 300 

1969 

144 000 -) 

390 300 

261 000 

35 700 

94 000 

u 

1970 

162 600 

477 700 

302 700 

47 000 

99 600 

1971 

203 000 

577 000 

1 303 000 

67 000 

82 000 


1) Erfaßt sind nur Zuwendungen aus dem Ansatz „Stu- 
dentenverbände". Die abgerundeten Zahlen sind für 
die Jahre 1966- 1968 den geprüften Verwendungs- 
nachweisen entnommen. Für die Jahre 1969 und 1970 
beruhen sie auf Angaben der Studentischen Zentral- 
stelle für den Bundesjugendplan. Für das Jahr 1971 
liegt ihnen der Vorschlag der Studentischen Zentral- 
stelle zugrunde. Die Summe der bewilligten Mittel 


entspricht nicht immer dem Haushaltsansatz, da sich 
durch Zweckänderungen, Nachbewilligungen u. ä., 
Korrekturen während eines Haushaltsjahres ergeben 
können. 

-) Der gegenüber dem Vorjahr geringere Ansatz ist 
dadurch bedingt, daß die Förderung des VDS einge- 
stellt wurde. 
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Tabelle 3 


Übersicht über die Zuwendungen aus dem Bundesjugendplan 
an die Arbeitsgemeinschaft politischer Studentenverbände (APS) 



SHB 

RCDS 

LSD 

EFS 

DSU 

BDIS 

HSU 

RWPH 

1966 

63 200 

51 800 

45 000 

15 100 

— 

6 300 

7 400 

13 000 

1967 

51 200 

47 500 

48 600 

17 800 

— 

9 300 

6 200 

14 700 

1968 

' 51 900 

■ 55 300 

55 800 

24 000 

— 

7 900 

19 000 

— 

1969 

55 000 

80 000 

53 000 

30 000 

— 

14 000 

29 000 

— 

1970 

68 000 

85 000 

49 500 

31 500 

43 000 2) 

13 500 

12 200 

— 

1971 

90 000 

90 000 


35 000 

72 000 

16 000 


. — 


h Der Arbeitsgemeinschaft politischer Studentenver- 
bände gehören an: 

a) Sozialdemokratischer Hochschulbund (SHB) 

b) Ring Christlich Demokratischer Studenten (RCDS) 

c) Liberaler Studentenbund Deutschlands (LSD) 

d) Europäisch Föderalistischer Studentenverband 
(EFS) 

d) Europäisch Föderalistischer Studentenverband (EFS) 

e) Deutsche Studenten-Union (DSU) 


f) Bundesverband Deutsch-Israelischer Studien- 
gruppen (BDIS) 

g) Humanistische Studenten-Union (HSU) 

h) Ring Wehrpolitischer Hodischulqruppen (RWPH) - 
bestand bis 1967 

“) Als neuer Verband auf Bundesebene erst seit 1970 in 
die Förderung einbezogen. 

:>) Für 1971 wurden keine Anträge gestellt. 


Im einzelnen werden die Fragen wie folgt beantwortet: 

Frage 1 

In welchem Umfange sind und werden der SHB und der 
LSD in den Jahren 1970 und 1971 aus Bundesmitteln, ins- 
besondere aus Mitteln des Bundesjugendplans, gefördert? 

Antwort 


1 . 

Der Sozialdemokratische Hochschulbund (SHB) hat folgende 
Zuwendungen aus Bundesmitteln erhalten: 


1. Rechnungsjahr 1970 

a) Vom Bundesminister für Bildung und Wissen- 7 400 DM 
Schaft für zwei zentrale Arbeitstagungen 

b) Vom Auswärtigen Amt über die studentische 
Zentralstelle für den Bundes] ugendplan 

1. für eine Begegnung mit jungen Polen in der 10 000 DM 
Bundesrepublik Deutschland 

2. für die Betreuung einer Jugenddelegation 6 000 DM 
aus der UdSSR 


c) Vom Bundesminister für Jugend, Familie und 68 000 DM 
Gesundheit aus Mitteln des Bundesjugend- 
planes über die Studentische Zentralstelle für 
Maßnahmen im Rahmen des Programms „Stu- 
dentenverbände " 

Hiervon durften laut Bewilligungsbescheid bis 
zu 50 V. H. für Personalkosten verwandt wer- 
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den, während die übrigen Mittel für Kurse der 
politischen Bildung und der Mitarbeiterschu- 
lung, für zentrale Arbeitstagungen sowie für 
Arbeitsmaterial einschließlich studentischem 
Schrifttum verwendet werden konnten. Im Rah- 
men des Programms „Internationale Begegnun- 
gen" wurden vom SHB 1970 keine Anträge 
gestellt. 

Für Gruppenfahrten mit studentischen Führungs- 
kräften nach Berlin hat der SHB 1970 13 500 DM 

erhalten, 

2. Rechnungsjahr 1971 

Im Rahmen der im Jahre 1971 im Bundes jugend- 
plan zur Verfügung stehenden Mittel und ent- 
sprechend dem Verteilervorschlag des Vorstandes 
der Studentischen Zentralstelle e. V. sind für den 
SHB im Programm „Studentenverbände" zunächst 
im Programm „Internationale Begegnungen" 
und im Programm „Gruppenfahrten mit studen- 
tischen Führungskräften nach Berlin" 
vorgesehen. Allerdings liegen sowohl die Anträge 
der einzelnen Träger wie auch der Vorschlag der 
Studentischen Zentralstelle, die ganz bzw. über- 
wiegend am Bedarf orientiert sind, erheblich 
höher. So hat der SHB über die Studentische Zen- 
tralstelle Anträge im Programm „Studentenver- 
bände" in Höhe von 133 309 DM (Vorschlag Stu- 
dentische Zentralstelle: 90 000 DM), im Programm 
„Internationale Begegnungen" in Höhe von 27 500 
DM (Vorschlag Studentische Zentralstelle: 15 000 
DM) sowie beim Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft Anträge über rd. 55 000 DM einge- 
reicht. 

Bisher sind von keinem Ressort Bewilligungen 
ausgesprochen worden. Die Studentische Zentral- 
stelle hat lediglich eine Abschlagszahlung in Höhe 
von 300 000 DM zur kontinuierlichen Fortführung 
der Arbeit der ihr angeschlossenen Studentenver- 
bände erhalten. 

II. 

Der Liberale Studentenbund Deutschlands (LSD) hat folgende 
Zuwendungen aus Bundesmitteln erhalten: 

1. Rechnungsjahr 1970 

Der LSD hat vom Bundesminister für Jugend, 

Familie und Gesundheit aus dem Bundesjugend- 
plan über die Studentische Zentralstelle für Maß- 
nahmen im Rahmen des Programms „Studenten- 
verbände" 49 500 DM 


72 000 DM 
12 000 DM 

12 000 DM 
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und im Rahmen des Programms „Internationale 
Begegnungen für eine Modellveranstaltung in 
Indien 12 000 DM 

erhalten. 

2. Rechnungsjahr 1971 

In den von der Studentischen Zentralstelle dem Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit vorgelegten Sammel- 
anträgen für 1971 sind in den Programmen „Studentenver- 
bände" und „Internationale Begegnungen" Anträge des LSD 
nicht enthalten. Auch anderen Bundesressorts sind für 1971 
keine Anträge des LSD vorgelegt worden. 


III. Bundes] ugendplan - Sonderplan Berlin 


Im Rahmen des Bundesjugendplans ist ein Sonderplan Berlin 
aufgestellt worden. Die Mittel werden auf Grund von gemein- 
samen Vorschlägen des Kuratoriums für den Sonderplan Berlin 
und des Senators für Familie, Jugend und Sport Berlin ver- 
geben. Dem Kuratorium gehören u. a. Mitglieder der im Abge- 
ordnetenhaus vertretenen Parteien an. 


1. Im Rechnungsjahr 1970 erhielt der Landes- 
verband des SHB aus dem Bundesjugend- 
plan-Sonderplan Berlin folgende Zuwendungen: 

a) Politische Bildung 

b) Gruppenfahrten 

c) Haushalt (Mitarbeiterhonorare) 


12 848,57 DM 
3 288,— DM 
3 600,— DM 
19 7^6,57 DM 


Bisher wurden für 1971 für den Landesver- 
band des SHB folgende Zuwendungen be- 
willigt: 

Politische Bildung 4 356, — DM 


2. Im Rechnungsjahr 1970 erhielt der LSW 
(früherer LSD Landesverband Berlin) aus 
dem Bundesjugendplan-Sonderplan Berlin 
folgende Zuwendungen: 

a) Politische Bildung 

b) Internationale Begegnungen 

c) Gruppenfahrten 

d) Haushalt (Mitarbeiterhonorare) 


Bisher wurden für 1971 folgende Zuwen- 
dungen bewilligt: 

a) Politische Bildung 

b) Gruppenfahrten 


12 310,— DM 
4 032,— DM 
6 941,— DM 
3 600,— DM 


4 260,— DM 
4 192,— DM 

8 452,— ~ DM 


Frage 2 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß der SHB und der 
LSD noch die Gewähr für eine den Zielen des Grund- 


5 



Drucksadle VI/2218 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


gesetzes förderliche Arbeit im Sinne von § 9 des JWG bie- 
ten und die freiheitlich-demokratische Grundordnung und 
die parlamentarisch-repräsentative Willensbildung im Sinne 
von Ziffer 1 Abs. 3 der Allgemeinen Richtlinien für den 
Bundesjugendplan vom 3. November 1970 noch bejahen? 

Antwort 

Die Bundesregierung hat in der Vorbemerkung dargestellt, daß 
sie den grundlegenden Förderungsbestimmungen eine breite, 
freiheitliche Auslegung gibt. 

Der SHB und der LSD sind ihrer Satzung und ihrem Selbstver- 
ständnis nach politisch engagierte Studentenverbände. Sie 
arbeiten - anders als die Studentenschaften - auf der Basis frei- 
williger Mitgliedschaft. Es besteht daher kein Zweifel daran, 
daß sie in Übereinstimmung mit dem Willen ihrer Mitglieder 
eine politische Tätigkeit entfalten können. 

Maßnahmen des SHB und des LSD wurden - ebenso wie bei 
anderen Studentenverbänden - nur gefördert, soweit sie den 
Richtlinien des Bundesjugendplans oder vergleichbarer Haus- 
haltsansätze entsprachen. Die Prüfung der Anträge und Ver- 
wendungsnachweise erbrachte bisher keine Beanstandungen, 
durch die die Förderungswürdigkeit der beiden Verbände in 
Frage gestellt würde. 

Die Äußerungen und Handlungen der verschiedenen Hochschul- 
gruppen des SHB und des LSD weisen jedoch keine einheitliche 
Linie auf. Zwar liefern die von einigen Hochschulgruppen im 
Zusammenwirken mit extremistischen Kräften herausgegebenen 
Verlautbarungen und örtliche Aktionsgemeinschaften mit sol- 
chen Kräften Anhaltspunkte dafür, daß Angehörige und Funk- 
tionäre des SHB und des LSD sich teilweise Vorstellungen von 
einer Veränderung der Gesellschaft zu eigen gemacht haben, 
die mit den Grundsätzen der repräsentativen parlamentarischen 
Demokratie nicht in Einklang stehen. Bei anderen Hochschul- 
gruppen der genannten Verbände ist dagegen eine solche Ziel- 
setzung nicht bekannt geworden. 

Auch in Zukunft wird daher zu unterscheiden sein, was als freie 
politische Meinungsäußerung, Bestrebungen zur legitimen Fort- 
entwicklung unserer Verfassung und was als eine den Zielen 
des Grundgesetzes nicht förderliche Arbeit im Sinne des § 9 
Jugendwohlfahrtsgesetz anzusehen ist. 


Frage 3 

In welchen Hochschulen bestehen in den studentischen 
Selbstverwaltungsorganen Koalitionen dieser beiden Stu- 
dentenverbände mit Spartakisten, DKP-Hochschulgruppen, 
Marxisten-Leninisten usw.? 

Antwort 

Nach der neuesten Übersicht (Stand: 1. März 1971) der West- 
deutschen Rektorenkonferenz ist der SHB an folgenden Hoch- 
schulen Koalitionen mit dem Spartakus eingegangen: 
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Uni Bochum 
Uni Bonn 
Uni Gießen 
Uni Hamburg 
Uni Karlsruhe 
Uni Marburg 

und an der PH Niedersachsen. 

Mit dem SDS bildet der SHB den ASTA an der Uni Marburg 
und an der Uni Göttingen, mit sogenannten Basisgruppen an 
der PH Heidelberg. Ergänzend teilte der SHB auf Anfrage mit, 
er befinde sich auch an der Uni Mainz in einer Koalition mit 
dem Spartakus und M/L. 

Der LSD ist nach den vorliegenden Unterlagen der WRK nur im 
ASTA der PH Ruhr, Abteilung Duisburg, in einer Koalition mit 
sogenannten „Unabhängigen" vertreten. 


Fragen 4 und 5 

Hält die Bundesregierung an dem Kabinettbeschluß vom 
26. März 1969 fest, der zur Einstellung der öffentlichen 
Finanzierung des VDS führte, oder hat die Bundesregie- 
rung die Absicht, die Förderung aus öffentlichen Mitteln 
wieder aufzunehmen? 

Im Falle einer beabsichtigten Wiederaufnahme der Förde- 
rung des VDS bitten wir die Bundesregierung um Auskunft, 
wie sie dies begründet. 

Antwort 

Die Bundesregierung kann z. Z. die Förderung des VDS nicht 
wieder aufnehmen. Die Bundesregierung verkennt nicht, daß 
der Verband in der Zeit nach der Mitgliederversammlung, die 
im März 1969 in Köln stattfand, in eine neue Entwicklungsphase 
eingetreten ist. Zunächst bestand für den VDS unter der Füh- 
rung des SDS die Gefahr der Desorganisation und sogar der 
Liquidation. Nach dem Ausscheiden des SDS wurde auf den 
Mitgliederversammlungen in Göttingen, München und Marburg 
im Jahre 1970 das Bemühen sichtbar, den Verband zu reorgani- 
sieren und zu aktivieren. Diese Rekonstruktionsphase scheint 
mit der Mitgliederversammlung im März 1971 in Bonn zunächst 
abgeschlossen zu sein. Der VDS ist als Organisation wieder 
funktionsfähig; die Mehrzahl der allgemeinen Studentenaus- 
schüsse gehört ihm wieder an. 

Während dieses Prozesses der organisatorischen Konsolidie- 
rung ist der VDS mehrfach, insbesondere bei einem Gespräch 
zwischen Vertretern der Bundesregierung und dem Vorstand 
des VDS im Februar 1971 und nochmals in einem weiteren Ge- 
spräch am 17. Mai 1971 aufgefordert worden, seine Stellung zur 
freiheitlich-demokratischen Grundordnung und zum Prinzip der 
parlamentarisch-repräsentativen Willensbildung verbindlich und 
öffentlich zu verdeutlichen. Daraufhin hat der Verband jeweils 
entweder auf seine „Charta" aus dem Jahre 1962 verwiesen, 
die aber nur ein Bekenntnis zu den Menschenrechten, wie sie 
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unter anderem im Grundgesetz niedergelegt sind, enthält, nicht 
aber zu dem Grundgesetz als der Verfassung unseres Staates; 
oder er hat ausweichend geantwortet. Auch die bei der Mit- 
gliederversammlung im März 1971 angenommene Haupt resolu- 
tion räumt die bestehenden Zweifel nicht aus. 

Die Bundesregierung hat mehrfach erklärt, sie wünsche einen 
leistungsfähigen Dachverband der Studentenschaften als Ge- 
sprächspartner in allen Fragen der Hochschulreform und der 
Bildungspolitik, der den Voraussetzungen des § 9 JWG ent- 
spricht. An dieser Haltung hat sich nichts geändert. Die Bundes- 
regierung wird die weitere Entwicklung des VDS mit Interesse 
beobachten, um feststellen zu können, wann eine Förderungs- 
würdigkeit wieder gegeben ist. 


Frage 6 

Wie gedenkt die Bundesregierung zu gewährleisten, daß 
durch den VDS die gesetzlichen bzw. satzungsmäßigen Auf- 
gaben seiner Mitglieds-Studentenschaften nicht überschrit- 
ten und das durch Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
vom 26. September 1969 als rechtwidrig festgestellte poli- 
tische Mandat nicht ausgeübt wird? 

Antwort 

Die Bundesregierung hat keine unmittelbare rechtliche Möglich- 
keit zu gewährleisten, „daß durch den VDS die gesetzlichen 
bzw. satzungsmäßigen Aufgaben seiner Mitglieds-Studenten- 
schaften nicht überschritten" werden. 

Um das Mandat der Studentenschaften inhaltlich zu umschrei- 
ben, hat die Bundesregierung in ihrem Entwurf eines Hoch- 
schulrahmengesetzes (Drucksache VI/1873) in § 20 bestimmt, 
daß „zur Wahrnehmung der hochschulpolitischen, sozialen und 
kulturellen Belange der Studenten sowie zur Pflege der über- 
regionalen und internationalen Studentenbeziehungen . . . die 
Studenten einer Hochschule die Studentenschaft" bilden können. 

K. Strobel 
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